
müssen, die nicht zum Sachverhalt gehören, aber für eine richtige Ge­
samtbeurteilung des Verbrechens unentbehrlich sind. So werden z. B. 
bei Staatsverbrechen stets Ausführungen über die konkrete Klassen­
kampfsituation notwendig sein, wird es erforderlich sein, die Gefähr­
lichkeit der Handlung im engsten Zusammenhang mit den derzeitigen 
konkreten politischen und gesellschaftlichen Entwicklungsbedingungen 
in der Deutschen Demokratischen Republik zu sehen.

e) Den Schluß der Anklageschrift bilden die Anträge des Staats­
anwalts. In ihnen ist das sachlich und örtlich zuständige Gericht, vor 
dem die Hauptverhandlung stattfinden soll, zu bezeichnen und zu be­
antragen, das Hauptverfahren zu eröffnen und Termin für die Haupt­
verhandlung anzuberaumen (§ 169 Abs. 1 StPO). Befindet sich der Be­
schuldigte in Untersuchungshaft, so beantragt der Staatsanwalt meist 
auch, die Fortdauer der Untersuchungshaft zu beschließen. Hat der 
durch das Verbrechen Verletzte den Antrag gestellt, im Strafverfahren 
über seinen Schadensersatzanspruch gegen den Beschuldigten mit zu 
entscheiden (§§ 268 ff. StPO), ist es zweckmäßig, in den Anträgen auch 
darauf hinzuweisen.

Mit der Einreichung der Anklageschrift bei Gericht geht das Straf­
verfahren in sein nächstes Stadium über (§171 StPO).112

112. Zu den Anträgen des Staatsanwalts 
Fünftes Kapitel dieses Leitfadens.
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in den besonderen Verfahrensarten vgl.


